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Warum im Zensus die Ergebnisse der
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Der Aufsatz setzt sich mit dem empirischen Befund auseinander,
dass die unterschiedliche Behandlung der kleinen und der grossen Ge-
meinden beim Zensus 2011 zu unterschiedlich hohen Differenzen zwi-
schen Bevo¨lkerungsfortschreibung und Zensus fu¨hrt. Dabei weisen die
grossen Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern eine im Schnitt
um 1.5 Prozentpunkte niedrigere Zensuszahl als in der Bevo¨lkerungs-
fortschreibung aus. Dieser von Christensen et al. (2015) gezeigte Be-
fund wird mit einem erweiterten nichtparametrischen Analyseinstru-
mentarium fu¨r jedes einzelne Bundesland separat re-analysiert. Hier-
bei zeigt sich in drei Bundesla¨ndern kein derartiger Methodeneffekt
des ab 10.000 Einwohnern benutzten Stichprobenverfahrens.
Der Aufsatz untersucht die Frage, warum ein scheinbar so allge-
meiner Methodeneffekt sich in drei Bundesla¨ndern nicht zeigt. Es zeigt
sich, dass plausible Argumente darauf hinweisen, dass die Einwohner-
melderegister in diesen drei Bundesla¨ndern besser gefu¨hrt werden als
in den anderen Bundesla¨ndern. In dieser Sichtweise deckt das Stichpro-
benverfahren systematische Ma¨ngel der Einwohnermelderegister auf,
wa¨hrend das formal kaum spezifizierte Kla¨rungverfahren, das bei den
kleinen Gemeinden angewendet wird, diesen Mangel nicht aufdeckt.
∗Ich danke Ulrike Rockmann fu¨r wertvolle Hinweise.
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In diesem Sinne ko¨nnen sich die grossen Gemeinden nicht u¨ber ei-
ne Benachteiligung bei der Scha¨tzung ihrer amtlichen Einwohnerzahl
beklagen, da der gezeigte Effekt einem unpra¨ziesen Meldewesen zu-
zuschreiben ist. Allerdings kommen die kleinen Gemeinden bei dem
”Kla¨rungsverfahren” im Schnitt zu gut weg.
Keywords: Zensus 2011, Einwohnermelderregister, Haushaltsstich-
probe.
1 Einleitung
In ihrer Analyse der Abweichungen der Zensusergebnisse von der Bevo¨lke-
rungsfortschreibung kommen Christensen et al. (2015) in ihrem Resumee zu
dem Ergebnis, ”dass die unterschiedlichen Methoden, die zur Berechnung
der amtlichen Bevo¨lkerung Verwendung finden, sehr wohl einen signifikan-
ten Effekt aufweisen. So wurden Gemeinden ab 10.000 Einwohner, in de-
nen Haushaltsbefragung auf Stichprobenbasis als Grundlage zur Berechnung
der amtlichen Einwohnerzahl verwendet wurden, benachteiligt bzw. Gemein-
den bis 10.000 Einwohner bevorzugt.” Aber ist diese Folgerung gerechtfer-
tigt? Wie wa¨ren die Ergebnisse zu beurteilen, wenn die Stichprobenmethode
tatsa¨chlich auf fehlerhafte Registerangaben verweist? Dann bliebe letztlich
nur der Vorwurf, dass die Gemeinden unter 10.000 Einwohnern ohne Stich-
probenverfahren besser wegkommen als es eigentlich gerechtfertigt wa¨re. Man
ko¨nnte sich dann immer noch daru¨ber streiten, ob sich eine Gu¨nstigerstel-
lung der kleinen Gemeinden rechtfertigen la¨sst. Dies ließe sich beispielsweise
mit dem enormen Stichprobenaufwand und den damit verbundenen Kosten
begru¨nden, der notwendig ist, um per Stichprobe die Einwohnerzahl mit der
vorgegebenen Genauigkeit zu scha¨tzen. Allerdings ist bei der hier vorgeschla-
genen Interpretation der Blickwinkel nun ein anderer. Es wa¨re dann nicht
mehr die Methodik der Stichprobenziehung, die am Pranger steht, sondern
das ungeregelte Korrekturverfahren bei den kleinen Gemeinden, das verzerr-
te Ergebnisse liefert. Auch ko¨nnte man auf die Notwendigkeit verweisen, die
Ta¨tigkeit des Meldewesens zu verbessern.
Im zweiten Abschnitt weise ich auf einige methodische Einschra¨nkungen
der Regressionsanalysen von Christensen et al. (2015) hin. Diese werden dann
im dritten Abschnitt bei einer Re-Analyse beru¨cksichtigt. Die dabei erhalte-
nen Ergebnisse werden im Hinblick darauf diskutiert, welche Meßmethodik
zuverla¨ssiger ist. Der Artikel schließt mit Hinweisen, welche weiteren Analy-
sen zur Validita¨t der Zensusergebnisse sinnvoll und wu¨nschbar wa¨ren.
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Gemeindegro¨sse Anteil
bis 10000 2.0 %
10000 – 50000 2.5 %
500000 – 800000 3.4 %
800000+ 6.0 %
Tabelle 1: Erwarteter Anteil Karteileichen in den Melderegistern gema¨ss Ta-
belle 2 des Berichts zum Zensustest
2 Methodische Einschra¨nkungen der Analy-
sen von Christensen et al.
Die Ergebnisse des Zensus-Tests belegen eine Abha¨ngigkeit der Genauigkeit
der Bevo¨lkerungsfortschreibung von der Einwohnerzahl, vgl. Gemeinsamer
Bericht (2004). Es wird vermutet, dass die Karteileichen und Fehlbesta¨nde
in den Einwohnermelderegistern mit steigender Einwohnerzahl auch relativ
zunehmen, siehe Tabelle 1.
Allerdings ist der parametrische Regressionsansatz, den Christensen et al.
verwenden, unno¨tig restriktiv. Hier wa¨re ein flexibler nicht-parametrischer
Ansatz, etwa u¨ber lokale Polynome oder einen Spline-Ansatz, angebracht,
vgl Hastie et al. (2009).
Christensen et al. schra¨nken ihre Analyse auf Gemeinden ein, deren Ein-
wohnerzahl in einem engen Intervall von 5.000 bis 15.000 Einwohnern um die
10.000er Marke liegt. Sie tun dies, um die Gemeinden zu homogenisieren. Ist
man jedoch an einer generellen Einscha¨tzung des Einflusses der Einwohner-
zahl auf die relativen Abweichungen interessiert, so bedeutet diese Reduktion
eine substanzielle Einschra¨nkung der Analysebasis. Der Einschluss der vielen
kleinen Gemeinden zeigt, dass fu¨r die relativen Abweichungen Heteroskeda-
stie beru¨cksichtigt werden sollte. Hier nimmt die Streuung mit der Gro¨ße der
Gemeinde deutlich zu, so dass eine Gewichtung der Residualgro¨ßen propor-
tional zur Einwohnergro¨ße angemessen erscheint. Da die Analyse von Chri-
stensen et al. auf einem kleinen Intervall bezu¨glich der Gemeindegro¨ße basier-
te, war die dort benutzte OLS-Regression angemessen. Bei einem gro¨ßeren
Bereich der Einwohnerzahl gilt dies jedoch nicht mehr.
Da die Statistischen Landesa¨mter die Feldarbeit organisiert haben und
hier eventuell unterschiedliche Regelungen praktiziert wurden, liegt es nahe,
die Regressionsanalyse fu¨r jedes Bundesland separat durchzufu¨hren. Chri-
stensen et al. fu¨hren ihre zentrale Analyse in der dortigen Tabelle 1 unter
der Restriktion einer fu¨r alle Bundesla¨mder gemeinsamen linearen Regressi-
on fu¨r den Methodeneffekt und die Bevo¨lkerungsgro¨sse durch. Lediglich das
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Niveau der relativen Abweichungen variiert zwischen den Bundesla¨ndern.
3 Eine Re-Analyse des Einflusses der Gemein-
degro¨ße auf die Abweichungen von Zensus
und Bevo¨lkerungsfortschreibung
Die Analyse basiert auf dem Datensatz, auf dem auch die Ergebnisse von
Christensen et al. beruhen1. Ebenso wie bei Christensen et al. werden die
Bundesla¨nder Berlin, Bremen und Hamburg ausgeschlossen, die jeweils nur
u¨ber eine Gemeindegro¨ße verfu¨gen. Da die Anzahl der Gemeinden mit u¨ber
500.000 gering ist, wurden gro¨ßere Gemeinden von der Analyse ausgeschlos-
sen. Ebenso wurden Gemeinden von der Analyse ausgeschlossen, wo die rela-
tive Abweichung von Zensus und Bevo¨lkerungsfortschreibung gro¨sser als 50
% war. Dies betraf ausschlisslich sehr kleine Gemeinden. Insgesamt lagen der
Analyse die Daten von 11320 Gemeinden zugrunde.
Abbildung 1 zeigt das Streudiagramm der relativen Differenz u¨ber der
Amtlichen Fortschreibung fu¨r alle Bundesla¨nder. Deutlich zu sehen ist die
Heteroskedastie der relativen Differenzen fu¨r die kleinen Gemeinden.
Zur Modellierung des Einflusses der Variablen D10000 (Gemeinde ist klei-
ner als 10.000 Einwohner ja/nein) und F = Amtliche Fortschreibung wurde
die SAS Prozedur LOESS benutzt. Hierbei handelt es sich um eine loka-
le Regression, vgl. Hastie et al. (2009, S. 197). Die jeweiligen Teilmengen,
auf denen die Regression berechnet wird, muss dabei eine Mindestzahl von
Beobachtungen enthalten. Dieser Wert kann als Gla¨ttungsparameter aufge-
fasst werden. Die Regression erfolgt in diesem Fall wegen der Heteroskedastie
u¨ber eine gewichtete kleinste Quadrate-Scha¨tzung, wobei F als Gewichtungs-
variable benutzt wird. Als lokales Regressionsmodell wird der lineare Effekt
der Variablen D10000 und F genutzt. Die Analyse wird fu¨r jedes Bundesland
separat durchgefu¨hrt.
Abbildung 2 zeigt den Verlauf der gescha¨tzten Erwartungswerte fu¨r die re-
lativen Abweichungen im Bereich von Gemeinden bis zu 20.000 Einwohnern.
Die Verla¨ufe wurden dabei leicht gegla¨ttet2. Die meisten Verla¨ufe zeigen den
von Christensen et al. beschriebenen Effekt des Methodenwechsels an der
1Der Datensatz kann unter der folgenden Adresse heruntergeladen werden: https:
//github.com/DerSpiegel/datenlese/tree/master/Zensus_2011
2Hierzu wurde die Spline-Interpolation der SAS Prozedur GPLOT genutzt. Hierbei
werden die darzustellenden Punkte, in diesem Fall die gescha¨tzten Erwartungswerte, durch
einen kubischen Spline approximiert. Der Strafterm fu¨r die Kru¨mmung des Splines wurde
dabei so niedrig gewa¨hlt, dass die resultierenden Kurven nicht mehr oszillieren.
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Abbildung 1: Streudiagramm der relativen Abweichungen von Zensus-
Ergebnis zur Bevo¨lkerungsfortschreibung
10.000er Grenze. Hierbei zeigt der Abschwung der Erwartungswertfunktio-
nen an, dass die Zensusergebnisse niedriger waren als die Bevo¨lkerungsfort-
schreibung.
Es gibt allerdings drei Bundesla¨nder ohne Methodeneffekt: Rheinland-
Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern und Thu¨ringen. Ihre Verla¨ufe sind in Ab-
bildung 2 extra markiert und in Abbildung 3 noch einmal separat dargestellt.
In allen drei Bundesla¨ndern zeigt sich im Bereich zwischen 2000 und 20.000
Einwohnern nahezu kein Effekt auf den Erwartungswert der relativen Abwei-
chung. Erst bei den ganz kleinen Gemeinden unter 1000 Einwohnern steigt
die Differenz deutlich an, was bedeutet, dass sich im Falle von Mecklenburg-
Vorpommern und Thu¨ringen Zensusergebnisse und Fortschreibung nahezu
decken und im Fall von Rheinland-Pfalz der Zensus ho¨here Einwohnerzah-
len als die Bevo¨lkerungsfortschreibung ausweist. Die gro¨ßere Genauigkeit der
Bevo¨lkerungsfortschreibung in kleinen Gemeinden war ja nach den Ergeb-
nissen des Zensustests zu erwarten gewesen. Allerdings ist der Schwellenwert
von 1000 deutlich niedriger als von den Ergebnissen des Zensustests zu er-
warten. Weiterhin offenbart Abbildung 3, dass die erwartete Abweichung
von Zensus und Melderegister in diesen drei Bundesla¨ndern im Niveau um
zwei Prozentpunkte differiert. Die Konfidenzbereiche sind aufgrund der ho-
hen Fallzahlen so gering, dass die gezeigten Unterschiede nicht zufa¨llig sind,
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Abbildung 2: Der gescha¨tzte Einfluss der Bevo¨lkerungsgro¨ße auf die relati-
ven Abweichungen von Zensus und Bevo¨lkerungsfortschreibung nach Bun-
desla¨ndern. Lokale Approximation mit PROC LOESS.
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Abbildung 3: Der gescha¨tzte Einfluss der Bevo¨lkerungsgro¨ße auf die relati-
ven Abweichungen von Zensus und Bevo¨lkerungsfortschreibung in Rheinland-
Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern und Thu¨ringen. Lokale Approximation mit
PROC LOESS.
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Abbildung 4: Der gescha¨tzte Einfluss der Bevo¨lkerungsgro¨ße auf die relati-
ven Abweichungen von Zensus und Bevo¨lkerungsfortschreibung in Bayern,
Baden-Wu¨rttemberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Lokale Ap-
proximation mit PROC LOESS.
vgl.die Konfidenzintervalle fu¨r Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen
in den Abbildungen 7 und ?? im Anhang.
In Abbildung 4 werden die Verla¨ufe der Bundesla¨nder Baden-Wu¨rttem-
berg, Bayern, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen dargestellt. Bei diesen
Bundesla¨ndern ist der Abfall an der Methodengrenze in etwa gleich groß,
na¨mlich ca. 1.5 Prozentpunkte. Im Stichprobenbereich oberhalb von 10.000
Einwohnern ist das Niveau der Differenz zum Zensus in Bayern, Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen in etwa gleich. Lediglich in Baden-Wu¨rttemberg
liegt die Bevo¨lkerungsfortschreibung deutlich u¨ber den Zensusergebnissen.
Auffa¨llig ist auch die gute U¨bereinstimmung von Zensus und Bevo¨lkerungs-
fortschreibung bei den kleinen Gemeinden in Nordrhein-Westfalen.
Abbildung 5 fasst die Ergebnisse fu¨r die noch verbliebenen Bundesla¨nder
Brandenburg, Hessen, Saarland, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Schleswig-
Holstein zusammen. Auch hier la¨sst sich der Methodeneffekt an der 10.000er
Grenze beobachten. Allerdings ist er nicht so ausgepra¨gt und es zeigt sich eine
durchgehende Vergro¨ßerung der Differenz von Zensusresultat und Bevo¨lke-
rungsfortschreibung mit wachsender Gemeindegro¨ße. Genau dieses Resultat
hatte der Zensustest vorhergesagt.
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Abbildung 5: Der gescha¨tzte Einfluss der Bevo¨lkerungsgro¨ße auf die relativen
Abweichungen von Zensus und Bevo¨lkerungsfortschreibung in Brandenburg,
Hessen, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein. Lokale
Approximation mit PROC LOESS.
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4 Bewertung der Abweichungen
Die Tatsache, dass drei Bundesla¨nder den von Christensen et al. postulierten
allgemeinen Methodeneffekt nicht aufweisen, verwundert. Warum tritt dieser
in seiner Gro¨ße in allen anderen Bundesla¨ndern vergleichbare Effekt in den
drei Bundesla¨ndern Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und Thu¨rin-
gen nicht auf? Gibt es Gemeinsamkeiten zwischen diesen Bundesla¨ndern? Ja,
es gibt sie! Es ist die Existenz eines landesweiten Einwohnermelderegisters!
Wieso hilft die Existenz eines landesweiten Einwohnermelderegisters, den
Methodeneffekt auszuhebeln? Laut Einwohnermeldegesetzgebung muss man
sich bei einem Umzug bei der Meldestelle des neuen Wohnortes anmelden. Die
dortige Meldestelle meldet dann die umgezogene Person am alten Wohnort
ab. Wenn dieser Vorgang nicht erfolgreich durchgefu¨hrt wird, bleibt die umge-
zogene Person am alten Wohnort gemeldet, was auf die Dauer zu u¨berho¨hten
Registerbesta¨nden fu¨hrt. Zieht nun eine Person innerhalb der drei genann-
ten Bundesla¨nder um, so wird dieser Umzug aufgrund des zentralen Ein-
wohnerregisters in jedem Fall auch als Fortzug aus der alten Gemeinde ver-
bucht. Bei Umzu¨gen zwischen unterschiedlichen Registern kann es jedoch
vorkommen, dass umgezogene Personen nicht in allen Fa¨llen im Altregister
wiedergefunden werden; dies allein schon aufgrund von technischen Inkom-
patibilita¨ten oder unterschiedlichen Schreibweisen. Michel (2004) schildert
Erfahrungen aus dem Zensustest: Unterschiedliche Datenformate der Spei-
cherorte und Verwendung unterschiedlicher Zeichensa¨tze, unterschiedliche
Schreibweisen von Namen und Adressen, ungenaue Nennungen des Geburts-
datums. Selbst wenn diese Ma¨ngel mitttlerweile reduziert worden sind, so
gibt es noch einen gewissen Bestand an Altfa¨llen. Aufgrund der vergleichba-
ren Gro¨ße des gescha¨tzten Methodeneffekts u¨ber alle anderen Bundesla¨nder
la¨sst sich sogar abscha¨tzen, dass ca. 1.5 % aller Landeskinder auf diesem Weg
zu Karteileichen geworden sind. Damit erweist sich also der Methodeneffekt
des Stichprobenverfahrens als Aufdeckung eines Defekts des Meldeverfah-
rens! Aus diesem Grund kann das unscharfe Verfahren der Ru¨ckmeldung bei
kleinen Gemeinden auch nicht zu ho¨heren Einwohnerzahlen kommen, da die
zentralen Melderegister unter diesem Aspekt korrekt gefu¨hrt wurden.
Allerdings darf man bei der Bewertung dieser Resultate nicht vergessen,
dass die Erkla¨rungskraft des hier gezeigten Regressionszusammenhangs sehr
gering ist. Dies zeigt allein ein Blick auf das Streudiagramm der relativen
Abweichungen um ihren Erwartungswert. Abbildung 6 zeigt die Verha¨ltnisse
fu¨r Rheinland-Pfalz. Gegenu¨ber einer ungefa¨hren Schwankungsbreite von 20
Prozentpunkten ist ein Methodeneffekt von 1.5 Prozentpunkten sehr beschei-
den.
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Abbildung 6: Reststreuung der Relativen Differenz gegenu¨ber Bevo¨lkerungs-
fortschreibung fu¨r das Bundesland Rheinland-Pfalz
5 Abschließende Bemerkungen
Mittlerweile klagen einige Gemeinden vor Gericht gegen die Festsetzung ihrer
Einwohnerzahl auf Basis des Zensus 2011. So hat z.B. Bremerhaven gegen
das Statistische Landesamt Bremen wegen einer relativen Differenz von 4.3
% zu Ungunsten der Bevo¨lkerungsfortschreibung geklagt3. Das Gericht for-
derte daraufhin ein Gutachten zur statistischen Methodik des Zensus an,
vgl. Ku¨chenhoff (2014). Das Gutachten kommt zu dem Schluss, dass bei der
Ziehungs- und Auswertungsmethodik keine methodischen Defizite erkennbar
sind. Allerdings weist das Gutachten auf den in der Survey-Statistik u¨blichen
Begriff des ”Total Sampling Error” hin, der neben der Varianz durch die
Stichprobenziehung, dem sogenannten ”Stichprobenfehler”, auch Messfehler
einschließt. Messfehler ko¨nnen im Zusammenhang mit der Einwohnerzahl
dadurch entstehen, dass der Status einer gemeldeten Person im Haushalt
bei der Befragung falsch angegeben wurde. Voru¨bergehende Abwesenheiten
durch Krankheit, mobile Arbeitspla¨tze, Reisen oder auch Aufenthalte am
Zweitwohnsitz sind fu¨r die Befragten (sofern man jemanden erreicht) einfa-
3Die Klage wurde in erster Instanz abgewiesen. Die Argumentation des Gerichts
findet man unter http://www.verwaltungsgericht.bremen.de/sixcms/media.php/13/
Pr-erkl_14_11_11.6037.pdf
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cher als ”wohnt hier nicht mehr” zu beantworten. Aus diesem Grund geho¨rt
ein sogenannter Postenumeration Survey zum festen Repertoire eines Zen-
sus. Es handelt sich hierbei um eine Nachbefragung einer Substichprobe des
Zensus mit dem Ziel die Genauigkeit der Antworten abzuscha¨tzen. Auch im
Zensus 2011 war auf Basis einer Substichprobe Ende 2011 eine Nachbefra-
gung4 durchgefu¨hrt worden. Theoretisch ist es damit mo¨glich, fu¨r die aus-
gewa¨hlten Adressen die Zensusergebnisse und die Nachbefragungsergebnisse
miteinander zu vergleichen und somit ein Maß fu¨r die Streuung, die durch
diese Messungenauigkeiten verursacht werden, zu bestimmen. Allerdings ist
dem Autor bis zum Februar 2015, also 3 Jahre nach Abschluss der Feldar-
beit, kein Resultat einer derartigen Analyse bekannt. Und es ko¨nnte sein, dass
es dazu auch gar nicht mehr kommt. Wegen der Lo¨schungsvorschrift fu¨r die
Hilfsmerkmale, zu denen die Adresse geho¨rt, la¨ßt sich dann kein individueller
Abgleich mit der Nacherhebung durchfu¨hren.
Der hier diskutierte Zusammenhang zwischen Befragungsmodus, Bevo¨lke-
rungsfortschreibung und Bundesland ist viel zu einfach, um alle Diskrepan-
zen zwischen Zensusergebnissen und Bevo¨lkerungsfortschreibung zu erkla¨ren.
Darauf weisen schon allein die hier pra¨sentierten großen Niveaudifferenzen
zwischen den einzelnen Bundesla¨ndern hin; selbst wenn sie im Falle von
Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und Thu¨ringen u¨ber ein zentra-
les Einwohnerregister verfu¨gen. Warum ergeben sich fu¨r Baden-Wu¨rttem-
berg im Mittel so viel schlechtere Ergebnisse als fu¨r Bayern und Nordrhein-
Westfalen? Auf diese Fragen sollte eine Antwort gefunden werden!
Christensen et al. suchen eine Antwort in weiteren Kontrollvariablen, wie
z .B. dem Ausla¨nderanteil oder dem Studentenanteil in einer Gemeinde. Die-
se Merkmale sind latent dazu geeignet, Schwachstellen der Einwohnermelde-
register aufzudecken; beispielsweise weil ins Ausland verziehende Personen
nicht abgemeldet werden oder weil Studenten noch bei Ihren Eltern gemel-
det bleiben. Die Vergro¨sserung der Erkla¨rungskraft ihrer Modelle bleibt aber
nur marginal. So steigert die Hinzuname der drei Merkmale Ausla¨nderanteil,
Frauenanteil und Studentenanteil das R2 der Regressionsbeziehung um ca 2
bis 4 Prozentpunkte.
Von großem Interesse wa¨ren in diesem Zusammenhang Informationen
u¨ber die Meldebereiche, also nicht die einzelnen Meldestellen, sondern die Be-
reiche, die die Umsetzung der Meldegesetze innerhalb eines Registers admini-
strieren. Bei Kenntnis der Zugego¨rigkeit der Gemeinden zu Adminstrations-
bereichen der Melderegister ko¨nnte man im Rahmen eines Varianzkomponen-




ten-Modells untersuchen, welcher Anteil der Residualvarianz der Ta¨tigkeit
der Melderegisterverwaltung zugeordnet werden kann.
Nicht zuletzt im Hinblick auf die Akzeptanz des na¨chsten Zensus 2020,
zu dem ja schon bald die ersten Vorarbeiten anlaufen, wa¨re es wu¨nschens-
wert zu kla¨ren, wer denn nun Recht hat: Die Einwohnermeldea¨mter oder die
Zensusstichprobe?
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Anhang
Abbildung 7: Konfidenzbereiche fu¨r die erwartete Relative Abweichung (Zen-
sus - Bevo¨lkerungsfortschreibung) fu¨r Mecklenburg-Vorpommern
14
Abbildung 8: Konfidenzbereiche fu¨r die erwartete Relative Abweichung (Zen-
sus - Bevo¨lkerungsfortschreibung) fu¨r Niedersachsen
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